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Wichtige Steuertermine August 2020 
10.08. Umsatzsteuer 
 Lohnsteuer 
 Solidaritätszuschlag 
 Kirchenlohnsteuer ev. und röm.-kath. 
17.08. Grundsteuer 
 Gewerbesteuer 

Zahlungsschonfrist: bis zum 13.08. bzw. 
20.08.2020. Diese Schonfrist gilt nicht bei 
Bar- und Scheckzahlungen. Achtung: Bei 
Scheckzahlungen gilt die Zahlung erst drei 
Tage nach Eingang des Schecks als 
geleistet! 

Tipps und Hinweise 

1. ... für alle Steuerzahler 

Konjunkturpaket  

Bundesregierung legt weitere  
steuerliche Hilfsmaßnahmen nach 
Um Arbeitsplätze zu sichern und die Wirtschaft wieder 
zum Laufen zu bringen, hat die Bundesregierung ein 
ambitioniertes Programm auf den Weg gebracht. Im 
Entwurf des Zweiten Corona-Steuerhilfegesetzes sind 
schnell wirkende konjunkturelle Maßnahmen ge-
bündelt. Unter anderem ist Folgendes geplant: 

 Die Umsatzsteuersätze werden befristet vom 
01.07.2020 bis zum 31.12.2020 von 19 % auf 16 % 
und von 7 % auf 5 % gesenkt. Für die Umsetzung 
dieser Maßnahme ist ein umfangreiches Anwen-
dungsschreiben geplant. 

 Die Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer wird auf den 
26. des zweiten auf die Einfuhr folgenden Monats 
verschoben. 

 Für jedes im Jahr 2020 kindergeldberechtigte Kind 
wird ein Kinderbonus von 300 € gewährt. Der Bo-
nus wird allerdings im Rahmen der Einkommen-
steuerveranlagung bei der Günstigerprüfung be-
rücksichtigt. Bei dieser Prüfung wird verglichen, ob 
der Steuervorteil aufgrund der Berücksichtigung der 
Kinderfreibeträge höher ist als das bereits ausge-
zahlte Kindergeld. 

 Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird 
befristet auf zwei Jahre von derzeit 1.908 € auf 
4.008 € für die Jahre 2020 und 2021 angehoben. 

 Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 
2020 und 2021 auf 5 Mio. € bzw. 10 Mio. € (bei 
Zusammenveranlagung) erweitert. Zudem wird ein 
Mechanismus eingeführt, um den Verlustrücktrag 
für 2020 unmittelbar finanzwirksam schon mit der 
Steuererklärung 2019 nutzbar zu machen. 
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 Für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens, die in den Jahren 2020 und 2021 
angeschafft oder hergestellt werden, wird eine 
degressive Abschreibung in Höhe von 25 %, 
höchstens das 2,5-fache der linearen Abschrei-
bung, eingeführt. Die degressive Abschreibung 
gilt nicht nur für den betrieblichen Bereich, 
sondern ist auch bei den Werbungskosten von 
Arbeitnehmern anwendbar. 

 Bei der Besteuerung der privaten Nutzung von 
Dienstwagen, die keine Kohlendioxidemission 
je gefahrenen Kilometer haben, wird der 
Höchstbetrag des Bruttolistenpreises von 
40.000 € auf 60.000 € erhöht. 

 Die für die Übertragung stiller Reserven bei 
der Veräußerung bestimmter Anlagegüter gel-
tenden Reinvestitionsfristen werden vorüber-
gehend um ein Jahr verlängert. 

 Die 2020 endenden Fristen für die Verwen-
dung von Investitionsabzugsbeträgen werden 
um ein Jahr verlängert. Wer also 2017 einen 
Investitionsabzugsbetrag abgezogen hat, hat 
ein Jahr länger Zeit, um ein neues Wirtschafts-
gut zu erwerben. 

 Der Ermäßigungsfaktor für die Anrechnung 
der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer 
wird von 3,8 auf 4,0 angehoben. 

 Bei der Gewerbesteuer wird der Freibetrag für 
die Hinzurechnungstatbestände auf 200.000 € 
erhöht.  

 Die maximale Bemessungsgrundlage der steu-
erlichen Forschungszulage wird im Zeitraum 
von 2020 bis 2025 auf 4 Mio. € erhöht. 

Hinweis: Ihre Fragen zur Umsetzung der 
Maßnahmen des Konjunktur- und Zukunftspa-
kets beantworten wir gerne. 

Gesetzgebung  

Bundesrat gibt grünes Licht für 
Corona-Steuerhilfegesetz 
Das Corona-Steuerhilfegesetz zur nachhaltigen 
Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung 
und der Sicherung von Beschäftigung ist unter 
Dach und Fach. Konkret beinhaltet das Gesetz 
folgende steuerliche Maßnahmen: 

 Senkung des Umsatzsteuersatzes für Res-
taurant- und Verpflegungsdienstleistungen: 
Der Anwendungsbereich des ermäßigten Um-
satzsteuersatzes wird auf nach dem 30.06.2020 
und vor dem 01.07.2021 erbrachte Restaurant- 
und Verpflegungsdienstleistungen erweitert. 
Dies gilt nicht für die Abgabe von Getränken. 
Grundsätzlich spielt es damit für diesen Zeit-
raum keine Rolle mehr, ob zum Beispiel ent-

sprechende Einrichtungen für den Verzehr an 
Ort und Stelle bereitgestellt werden.  

Hinweis: Wenn das von der Bundesregierung 
beschlossene Konjunktur- und Zukunftspaket 
umgesetzt wird, würden die Leistungen noch 
bis zum 30.06.2020 dem Umsatzsteuersatz von 
19 % unterliegen, ab dem 01.07.2020 einer 
ermäßigten Umsatzsteuer von 5 % auf Speisen 
(16 % auf Getränke), vom 01.01.2021 bis zum 
30.06.2021 einem ermäßigten Steuersatz von 
7 % auf Speisen (19 % auf Getränke) und dann 
(aus heutiger Sicht) ab dem 01.07.2021 wieder 
dem Umsatzsteuersatz von 19 % auf Speisen 
(Verzehr vor Ort) und Getränke. 

 Gesetzliche Regelung der Steuerbefreiung 
für „Corona-Sonderleistungen“: Das Bun-
desfinanzministerium hat bereits geregelt, dass 
Arbeitgeber ihren Beschäftigten Beihilfen und 
Unterstützungen bis zu 1.500 € steuerfrei aus-
zahlen oder als Sachleistungen gewähren kön-
nen. Begünstigt sind zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gewährte Beihilfen 
und Unterstützungen, die Beschäftigte zwi-
schen dem 01.03.2020 und dem 31.12.2020 
erhalten. Die Leistung dieser Sonderzahlungen 
ist nun gesetzlich geregelt. 

 Steuerbefreiung der Arbeitgeberzuschüsse 
zum Kurzarbeitergeld: Zahlt der Arbeitgeber 
Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld, rechnen die-
se im Sozialversicherungsrecht bis zu 80 % des 
letzten Nettogehalts nicht zum Arbeitsentgelt 
und sind daher beitragsfrei. Diese Zuschüsse 
werden jetzt bis zu 80 % des Unterschiedsbe-
trags zwischen dem Soll-Entgelt und dem Ist-
Entgelt steuerfrei gestellt. Mit der Steuerbe-
freiung wird die vielfach in Tarifverträgen ver-
einbarte freiwillige Aufstockung des Kurzar-
beitergeldes durch den Arbeitgeber gefördert. 
Die Steuerbefreiung ist auf Zuschüsse be-
grenzt, die für Lohnzahlungszeiträume geleis-
tet werden, die nach dem 29.02.2020 beginnen 
und vor dem 01.01.2021 enden. Diese Zu-
schüsse unterliegen allerdings dem „Progressi-
onsvorbehalt“. 

Das Gesetz beinhaltet zudem folgende weitere 
Maßnahmen: 

 Die im Umwandlungssteuergesetz zum Form-
wechsel in eine Personengesellschaft und zur 
Einbringung von Unternehmensteilen in eine 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft defi-
nierten Rückwirkungszeiträume werden vor-
übergehend auf zwölf Monate verlängert. 

 Die Frist für Mitteilungen über grenzüber-
schreitende Steuergestaltungen wurde eben-
falls verlängert. 

Hinweis: Sprechen Sie uns gerne auf die Um-
setzung dieser Maßnahmen an. 
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Tourismus  

Bundesregierung will Pauschal-
reisevertragsrecht ändern 
Die Bundesregierung hat kürzlich den Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der 
COVID-19-Pandemie im Pauschalreisevertrags-
recht verabschiedet. Danach können Reiseveran-
stalter den Reisenden statt der sofortigen Rücker-
stattung des Reisepreises einen Reisegutschein im 
Wert der erhaltenen Vorauszahlungen anbieten. 
Dieser ist gegen eine etwaige Insolvenz des Rei-
severanstalters abgesichert. Der Anwendungsbe-
reich der Vorschrift ist auf die Fälle begrenzt, in 
denen der Reisende oder der Reiseveranstalter von 
einem vor dem 08.03.2020 geschlossenen Pau-
schalreisevertrag zurücktritt. 

Dieser Gutschein, der von staatlicher Seite im 
Hinblick auf die aktuelle COVID-19-Pandemie 
und zeitlich befristet abgesichert wird, kann nach 
Ende der derzeitigen Reisebeschränkungen beim 
Reiseveranstalter eingelöst werden. Die Absiche-
rung erfolgt aber nur in Höhe der bereits für die 
Reise geleisteten Vorauszahlungen. 

Nachlassverbindlichkeiten  

Vergebliche Prozesskosten und 
Grabpflegekosten eines Dritten 
Kosten, die einem Erben unmittelbar im Zusam-
menhang mit der Erlangung, Abwicklung, Rege-
lung oder Verteilung des Nachlasses entstehen, 
sind bei der Erbschaftsteuerberechnung als Nach-
lassverbindlichkeiten abziehbar. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass 
auch Kosten eines Zivilprozesses abziehbar sein 
können, wenn ein Erbe vermeintlich zum Nach-
lass gehörende Ansprüche des Erblassers geltend 
gemacht hat. Im Streitfall hatte der Erblasser 
knapp vier Jahre vor seinem Tod seine Porzellan-
sammlung einem städtischen Museum geschenkt. 
Nach Eintritt des Erbfalls verklagten seine Erben 
die Stadt auf Herausgabe der Sammlung und tru-
gen vor, dass der Erblasser geschäftsunfähig ge-
wesen sei. Die Klage blieb erfolglos, so dass die 
Erben auf den Prozesskosten sitzenblieben. 

Der BFH hat entschieden, dass die Erben die Pro-
zesskosten als Nachlassverbindlichkeiten abziehen 
können. Zu den Nachlassverbindlichkeiten zählten 
auch Ausgaben, die ein Erbe durch die gerichtli-
che Geltendmachung von (vermeintlich) zum 
Nachlass gehörenden Ansprüchen des Erblassers 
zu tragen habe. Die Kosten müssten allerdings in 
einem engen zeitlichen und sachlichen Zusam-
menhang mit dem Erwerb von Todes wegen ste-
hen und dürften nicht erst durch die spätere Ver-
waltung des Nachlasses anfallen. 

In einem weiteren Urteil hat der BFH Folgendes 
entschieden: Hat sich ein Erblasser zu Lebzeiten 
zur Pflege der Wahlgrabstätte eines Dritten ver-
pflichtet und geht diese Pflicht später auf den Er-
ben über, kann Letzterer die Grabpflegeaufwen-
dungen erbschaftsteuermindernd als Nachlassver-
bindlichkeiten geltend machen. Der BFH hat die 
Sache allerdings an das Finanzgericht zurückver-
wiesen. Unter anderem ist noch zu klären, ob das 
Grabnutzungsrecht und die Grabpflegeverpflich-
tung im Streitfall tatsächlich auf den Alleinerben 
übergegangen waren. 

2. ... für Unternehmer 

Risikomanagement  

Vom Finanzamt übersehener Gewinn 
von 128.000 € bleibt unbesteuert 
Es klingt zu schön, um wahr zu sein: Ein Selb-
ständiger erwirtschaftet einen Gewinn von rund 
128.000 €, gibt diesen Betrag ordnungsgemäß in 
seiner Steuererklärung an, muss aber im Ergebnis 
keine Einkommensteuer zahlen. Dieser Fall lag 
kürzlich dem Bundesfinanzhof (BFH) vor. Das 
Finanzamt hatte den erklärten Gewinn beim Ein-
scannen der Unterlagen übersehen und diesen 
Fehler erst im Folgejahr bemerkt. Den ursprüngli-
chen Steuerbescheid hatte es daraufhin aufgrund 
einer „offenbaren Unrichtigkeit“ geändert. 

Hinweis: Eine solche Bescheidänderung ist 
zulässig, wenn der Finanzbehörde beim Erlass 
eines Verwaltungsakts Schreib- oder Rechen-
fehler oder ähnliche offenbare Unrichtigkeiten 
unterlaufen sind. Dabei muss es sich um „me-
chanische Versehen“ handeln. 

Der Selbständige klagte gegen die nachträgliche 
Besteuerung seiner Einkünfte und erhielt Rücken-
deckung vom BFH. Er hat entschieden, dass eine 
Änderung aufgrund einer offenbaren Unrichtigkeit 
nicht erfolgen darf, wenn dem Sachbearbeiter des 
Finanzamts ein Tatsachen- oder Rechtsirrtum un-
terlaufen ist oder er den Sachverhalt mangelhaft 
aufgeklärt hat. Im Streitfall lag daher kein bloßes 
mechanisches Versehen vor. Der BFH stellte 
fest, dass das Computersystem des Finanzamts bei 
der Erstbearbeitung der Einkommensteuererklä-
rung mehrere Prüf- und Risikohinweise ausgege-
ben hatte. Diese deuteten auf (zu) geringe Ein-
künfte hin und sahen eine personelle Prüfung des 
als risikobehaftet eingestuften Falls vor. Trotz der 
Hinweise hatte die Sachbearbeiterin den Fall letzt-
lich freigegeben - eine Prüfung hätte sich ihr je-
doch aufdrängen müssen. 

Hinweis: Der ursprüngliche Steuerbescheid 
war also nicht mehr änderbar, so dass der Ge-
winn endgültig unbesteuert blieb. 
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3. ... für GmbH-
Geschäftsführer 

Verlustuntergang  

Keine Ausschlussfrist für Antrag auf 
fortführungsgebundenen Verlust 
Die körperschaftsteuerlichen Verlustuntergangs-
regelungen sind einer der komplexesten Teile des 
Unternehmenssteuerrechts. In der Praxis machen 
stete Rechts- und Rechtsprechungsänderungen die 
Umsetzung zur Herausforderung. Neuester Clou 
des Gesetzgebers ist der umstrittene fortführungs-
gebundene Verlustvortrag. Vereinfacht darge-
stellt, ermöglicht ein Antrag auf Feststellung eines 
solchen Verlusts, dass ein bestehender Verlustvor-
trag über einen schädlichen Anteilswechsel hinaus 
„hinübergerettet“ wird. Der Nachteil dieses Ver-
lustvortrags ist, dass der Geschäftsbetrieb nicht 
verändert werden darf, solange der Verlustvortrag 
noch existiert. Zudem darf kein „schädliches Er-
eignis“ eintreten (z.B. die Beteiligung an einer 
Mitunternehmerschaft). 

In einem Streitfall vor dem Finanzgericht Köln 
(FG) ging es jedoch zunächst einmal um den An-
trag auf Feststellung des fortführungsgebundenen 
Verlustvortrags: Im Gesetz steht, dass der Antrag 
in der Steuererklärung gestellt werden muss. Im 
Urteilsfall war versäumt worden, den Antrag in 
der erstmaligen Steuererklärung zu stellen. Er 
wurde erst im Rahmen eines Rechtsbehelfsverfah-
rens gestellt, in dem eine korrigierte Steuererklä-
rung - diesmal mit Antrag - einreicht wurde. Unter 
Verweis auf die Gesetzesformulierung lehnte das 
Finanzamt den Einspruch ab. Das FG vertrat je-
doch die Auffassung, dass im Gesetz nicht die 
Formulierung „in der erstmaligen Steuererklä-
rung“ enthalten sei, so dass der Antrag noch ohne 
weiteres gestellt werden konnte. 

Hinweis: In dem Verfahren ging es ausschließ-
lich um die Aussetzung der Vollziehung. In der 
Hauptsache wird das FG noch zu entscheiden 
haben, ob ein fortführungsgebundener Verlust-
vortrag festgestellt werden kann. 

4. ... für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer 

Kurzarbeitergeld  

Arbeitnehmer sollten Progressions-
vorbehalt einkalkulieren 
Zurzeit sind viele Arbeitnehmer in Kurzarbeit tä-
tig. Das Kurzarbeitergeld ist als Lohnersatzleis-
tung zwar steuerfrei, unterliegt aber dem Progres-
sionsvorbehalt. Es erhöht also den persönlichen 
Steuersatz, mit dem das restliche Einkommen des 

Arbeitnehmers versteuert wird. Im Rahmen der 
Einkommensteuerveranlagung kann es deshalb 
schnell zu Steuernachzahlungen kommen. 

Beispiel: Ein lediger Arbeitnehmer bezieht im 
Jahr 2020 insgesamt 4.000 € Kurzarbeitergeld. 
Sein zu versteuerndes Einkommen beträgt 
30.000 €. Ohne Kurzarbeitergeld würde seine 
Einkommensteuer bei 5.187 € liegen, aufgrund 
des Progressionsvorbehalts erhöht sich die 
Steuer auf 5.684 €. Das Kurzarbeitergeld führt 
hier zu einer steuerlichen Mehrbelastung der 
übrigen Einkünfte von 497 €. 

Hinweis: Wer Kurzarbeitergeld bezieht, sollte 
also gegebenenfalls Rücklagen für eine etwai-
ge Steuernachzahlung bilden. 

5. ... für Hausbesitzer 

Immobilienvermittlung  

Neuer Verteilungsschlüssel bei den 
Maklerkosten beschlossen 
Das Gesetz über die Verteilung der Maklerkos-
ten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über 
Wohnungen und Einfamilienhäuser ist beschlos-
sene Sache. Maklerverträge betreffend Wohnun-
gen und Einfamilienhäuser, die von Privatperso-
nen abgeschlossen werden, bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit jetzt der Textform. Hierfür reicht 
zum Beispiel eine E-Mail aus. Was die Provision 
angeht, ist nun eine Kostenteilung zwingend. Zu 
unterscheiden sind zwei Fälle: 

 Beauftragung von nur einer Seite: Wenn nur 
der Käufer oder nur der Verkäufer den Makler 
beauftragt, ist eine Vereinbarung zur Übernah-
me der Maklerkosten durch die andere Partei 
nur wirksam, wenn die Partei, die den Makler-
vertrag abgeschlossen hat, zur Zahlung der 
Provision mindestens in gleicher Höhe ver-
pflichtet bleibt. Ein solcher Zahlungs- oder Er-
stattungsanspruch wird erst fällig, wenn die 
Partei, die den Maklervertrag abgeschlossen 
hat, nachweist, dass sie ihrer Verpflichtung zur 
Zahlung der Provision nachgekommen ist.  

 Beauftragung von beiden Seiten: Sofern sich 
der Makler für die Vermittlung derselben Im-
mobilie sowohl von deren Verkäufer als auch 
vom Käufer eine Provision versprechen lässt, 
darf er mit beiden Parteien nur eine Vereinba-
rung jeweils über die Hälfte der gesamten Pro-
vision treffen.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 


